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Interview mit Annette Loer  

Annette Loer ist stellvertretende 
Vorsitzende des BGT e.V. und seit 
vielen Jahren Betreuungsrichterin 
am Amtsgericht in Hannover. 

Der BGT e.V. und insbesondere 
du persönlich haben sich intensiv 
dafür eingesetzt, dass Zwangs-
behandlungen auch weiterhin nur in geeigneten 
Krankenhäusern erlaubt bleiben. Was macht diese 
Thematik für dich zu einem solchen Herzens-
anliegen? 

Ich bin gerne Betreuungsrichterin und habe bei den 
meisten meiner Entscheidungen das Gefühl, abge-
wogen und im Interesse der betreuten Menschen 
entscheiden zu können und, insbesondere seit der 
Reform, ausschließlich deren Wünsche umzusetzen. 
Da bin ich mit mir im Reinen. Nur bei den Verfahren, 
in denen es um Genehmigungen zur Einwilligung in 
Zwangsbehandlungen und Fixierungen geht, bin ich 
es häufig nicht. Und das treibt mich um. Obwohl es 
hier um die schwersten Eingriffe geht, die das 
Betreuungsrecht ermöglicht, ist mein richterlicher 
Entscheidungsspielraum mangels Alternativen nach 
meiner Erfahrung am geringsten und ich lande 
immer wieder in der sog. „Ultima-Ratio-Falle“. Ich 
sehe meistens durchaus einen Behandlungsbedarf, 
so dass die Alternative zur Zwangsbehandlung nicht 
die Nichtbehandlung sein darf. Die Betreuten haben 
einen Anspruch auf Behandlung, für dessen 
Umsetzung wir ja auch zuständig sind. Aber was 
sollen wir, Betreuer*innen und Gericht, machen, 
wenn das Versorgungssystem keine Behandlung 
anbieten kann, die von der betreuten Person 
akzeptiert wird? Wenn nun auch noch 
Zwangsbehandlungen in der vertrauten Umgebung 
durchgeführt werden dürfen, kann dies m.E. zu 
großen Ängsten und Vertrauensverlusten führen. 
Das möchte ich nicht verantworten. 

Du hast an der Verhandlung vor dem 
Bundesverfassungsgericht teilgenommen und dort 
unsere Position vertreten. Welche Eindrücke und 
Erkenntnisse konntest du aus der Verhandlung 
mitnehmen? 

Das ist schon ein besonderes Gefühl, dort für den 
BGT sprechen zu dürfen. Ich war ziemlich aufgeregt 
und durch die Art der Verhandlung – das „hohe 
Gericht“ – auch etwas eingeschüchtert. Nach 

meinem Eindruck war aufgrund der Fragestellungen 
des Vorsitzenden schon eine Tendenz zu erkennen, 
die sich im Ergebnis dann auch bestätigt hat. Es ging 
überhaupt nicht darum, wie Zwangsbehandlungen 
vermieden werden können. Darum spielten 
Erfahrungen von betroffenen Menschen keine Rolle 
und auch nicht die Frage, wie und durch wen denn 
konkret eine Zwangsbehandlung außerhalb eines 
Krankenhauses im privaten Wohnumfeld durch-
geführt werden soll und was dies für die Betroffenen 
bedeuten würde. Das hat mich richtig geärgert. 
Außerdem hat sich meine Auffassung verfestigt, dass 
das BVerfG hier über seine Aufgabe hinausgeht, 
indem es die Schutzpflicht des Staates als 
Verfassungsauftrag überdehnt und zu sehr auf den 
Gesetzgeber Einfluss nimmt. 

Am 26. November 2024 hat das Bundesverfassungs-
gericht entschieden, dass die Zwangsbehandlung 
nicht in allen Fällen nur im Krankenhaus erfolgen 
muss. Wie bewertest du diese Entscheidung für die 
zukünftige Gesetzgebung und für die Betroffenen? 

Immerhin wird in dem Urteil, das mit 5:3 und einem 
Sondervotum, das ganz auf der Linie des BGT liegt, 
ergangen ist, sehr deutlich betont, dass eine 
Zwangsbehandlung auch weiterhin unbedingt 
Ultima Ratio bleiben muss. Im Grunde wird die 
jetzige Regelung bestätigt. Es wird auch keine große 
Öffnung verlangt. Es kann dabei bleiben, dass die 
Zwangsbehandlung in der Regel nur in einem 
geeigneten Krankenhaus durchgeführt werden darf, 
aber eben mit Ausnahmen. Und nun wird es darum 
gehen, wie der Gesetzgeber diese Ausnahme 
rechtlich regelt. Es kann ein ganz kleiner Spalt sein. 
Und ich denke und hoffe, dass der BGT sich auch 
weiterhin an den Überlegungen beteiligen wird, um 
im Interesse der betreuten Menschen Zwangs-
behandlungen, soweit es geht, zu vermeiden und zu 
begrenzen, und um die befürchteten Ängste und 
Vertrauensverluste der Betroffenen so gering wie 
möglich zu halten.  

(Mitgliederrundbrief 12/2024) 


